
106 Forum

Zeitschrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 100. Band, Heft 1 (2004) – © Franz Steiner Verlag Wiesbaden GmbH, Sitz Stuttgart

WOLF-DIETRICH GREINERT

Das „deutsche System“ der
Berufsausbildung am Ende
seiner Entwicklung?

Überlegungen zu einem notwendigen Transformationsprozeß

Forum

Auf der Festveranstaltung zum 20jährigen
Bestehen des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung, am 25.Oktober 1990 in Berlin, warte-
te der Münchner Kollege K.A. GEISSLER mit
der provozierenden These auf, daß das
Duale System der Berufsausbildung seine
Zukunft hinter sich habe. Er verglich dieses
Ausbildungsmodell mit Venedig, das zur
Entwicklung der Moderne ohne Zweifel Ent-
scheidendes beigetragen, diese innovative
Funktion jedoch längst eingebüßt habe (vgl.
GEISSLER 1991).

Seit diesem Datum ist die Diskussion
um die „Krise des Dualen Systems“ nicht
mehr verstummt. Oberflächlich betrachtet,
lassen sich vor allem zwei Lager in diesem
Disput ausmachen: das Lager der entschie-
denen Kritiker, das unserem Ausbildungs-
system als Teil des deutschen Produkti-
onsmodells nur noch „verblaßte Tugenden“
(vgl. KERN/SABEL 1994) – d.h. keine Zu-
kunftsfähigkeit – attestieren will, und das
Lager der „nationalen Koalition der Weiter-
macher“ (GEISSLER), das weiterhin unver-
drossen die langjährige Bewährung des
Dualen Systems beschwört.

Nach einer langen Phase des ausbil-
dungspolitischen Stillstandes, während der
nichtsdestoweniger auch eine ganze Reihe
bedenkenswerter Reformvorschläge vorge-
legt worden sind, setzt sich nun wohl endlich
bei Verantwortlichen und Akteuren die Ein-
sicht durch, daß das viel gelobte deutsche
Ausbildungssystem durch politisches Handeln
den veränderten Verhältnissen angepaßt

werden muß: als sichtbares Zeichen für die-
sen Bewußtseinswandel kann die Absicht
der rot-grünen Koalition gelten, das Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) von 1969 noch in dieser
Legislaturperiode zu novellieren.

1. Die Frage nach den Vorschlägen und
Forderungen der Interessengruppen

Inzwischen haben sich die Akteure, Betrof-
fenen und Interessenvertreter im Bereich
der beruflichen Bildung – Parteien, Gewerk-
schaften, Arbeitgeberverbände, der Bund
und die Länder – mit ihren Vorschlägen
bzw. Forderungen zu diesem wichtigen Ge-
setzgebungsvorhaben formiert.

Der erste Blick läßt sowohl eine hohe
Zahl wie eine große Vielfalt derartiger Äu-
ßerungen erkennen, für den kundigen Be-
trachter ergibt sich allerdings sehr schnell
ein weitgehend bekanntes Grundmuster aus
übereinstimmenden und voneinander ab-
weichenden Vorstellungen und Forderun-
gen. Von fast allen Gruppierungen werden
eine Modernisierung, d.h. vor allem Flexibi-
lisierung der Ausbildungsberufe, die weit-
gehende Modularisierung der Ausbildungs-
inhalte, eine Veränderung der Prüfungsmo-
dalitäten, eine verbindliche Qualitätssicher-
ung für die beruflichen Lernorte, eine Erhö-
hung der Durchlässigkeit der Berufs-
ausbildung in Richtung Hochschule und ihre
Anschlußfähigkeit an die europäische bzw.
internationale Entwicklung als Novellie-
rungsvorschläge genannt.
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Als weit interessanter erweisen sich in-
des die divergierenden Vorstellungen für
die gesetzliche Festschreibung neuer be-
rufsbildungspolitischer Grundsätze. So wer-
den ein Rechtsanspruch der Jugendlichen
auf Ausbildung, eine gesetzliche Regelung
der Finanzierung der Erstausbildung, die
Schaffung eines gesetzlichen Rahmens für
die berufliche Weiterbildung, die Beschrän-
kung der ausbildungsrechtlichen Kompe-
tenzen der Kammern, eine Erweiterung der
Anerkennung schulischer oder sonstiger
außerbetrieblicher Berufsausbildung und die
seit Anfang des 20. Jahrhunderts schon
geforderte Anerkennung des Berufs-
schulzeugnisses als theoretischen Teil der
Berufsabschlußprüfung von der Arbeitneh-
merseite ausdrücklich – zum letzten Punkt
allerdings mit Vorbehalt – befürwortet, von
der Arbeitgeberseite jedoch mit gleicher
Vehemenz abgelehnt.

Die zentrale Meinungsverschiedenheit
der in der Berufsausbildung dominanten Ta-
rifparteien besteht indes in der Grundfrage,
wie weit eine Novellierung des Berufsbil-
dungsgesetzes überhaupt gehen sollte.
Während die Gewerkschaften eine grund-
legende Neufassung des über dreißig Jah-
re alten Gesetzes „für die Sicherung einer
zukunftsorientierten Aus- und Weiterbildung“
schon seit langem fordern, sieht „die Wirt-
schaft“, d.h. hier der DIHK „keinen Anlaß
für die grundlegende Überarbeitung eines
Gesetzes, das sich in der Praxis bestens
bewährt hat“. Eine Neufassung des BBiG,
so auch BDA u.a., sollte nur dort erfolgen,
wo die gegenwärtigen Bestimmungen zu
unnötigen Einschränkungen und zu über-
flüssiger Bürokratie führten.

Meine Damen und Herren, Ihrer Einladung,
auf dieser Veranstaltung als Redner aufzu-
treten und den Reformbedarf unseres Aus-
bildungssystems zu analysieren, komme ich
unter der Einschränkung nach, daß ich kein
Praktiker der Berufsausbildung bin, vielmehr
Berufsbildungsforscher, d.h. ein Theoreti-
ker, der sich vor allem mit Systemforschung
beschäftigt. Was also können Sie von mir
erwarten, was nicht? – Kurz gesagt: nicht
erwarten können Sie von mir eine Analyse,
die aufgrund ihrer Wissenschaftlichkeit so-
zusagen höheren Geltungscharakter bean-

spruchen könnte und sich damit als legiti-
mierte Leitlinie für praktisch-politisches Han-
deln eignen würde. Dies läßt die Struktur-
differenz zwischen wissenschaftlichem und
handlungspraktischem Wissen nicht zu.
Was Sie aber erwarten können, ist eine
kritische Befragung aktueller berufspädago-
gischer Praxis verbunden mit dem Ziel bzw.
mit meiner Hoffnung, Ihnen möglicherweise
einige ungewohnte Einsichten vermitteln zu
können.

2. Die Frage nach den entscheidenden
Krisensymptomen dualer Berufsaus-
bildung

Zu leugnen, daß sich unser Berufsausbil-
dungssystem in einer schweren Krise be-
findet und dagegen von einer „Krise der
Krisenpropheten“ zu faseln (vgl. BWP 2000/
1), ist ganz einfach dumm. Allein entschei-
dend ist vielmehr die Frage, ob es sich bei
den aktuellen Problemen der dualen Be-
rufsausbildung nur um Anzeichen einer vor-
übergehenden Konjunkturkrise oder um eine
Strukturkrise handelt, auf die mit veränder-
ten Regelungsprinzipien und/oder institutio-
nellen Korrekturen reagiert werden müßte.
Beides wäre aufgrund der besonderen Ver-
fassung unseres Ausbildungssystems nur
über die Veränderung gesetzlicher Bestim-
mungen, genauer: des Berufsbildungsge-
setzes zu erreichen.

An dieser Stelle wäre an eine erste
grundlegende Einsicht zu appellieren: das
entscheidende Charakteristikum des Dua-
len Systems der Berufsausbildung ist nicht
– wie noch immer fleißig kolportiert wird –
das Vorhandensein der beiden Lernorte
Betrieb und Berufsschule, sondern die Dua-
lität zweier Regelungs- bzw. Steuerungs-
muster: Marktregelung und Staatssteuerung
begründen ein „dual-korporatistisches“ Sy-
stem, dessen konstitutive Elemente von ei-
nem privaten Ausbildungs(stellen)markt und
von einem Konstrukt öffentlich-rechtlicher
Normierung – dem Berufsbildungsrecht –
gebildet werden. Hinter dieser Begrifflichkeit
verbirgt sich eine sehr komplexe Organisa-
tionsform der beruflichen Bildung, wie sie
praktisch nur im deutschen Kulturraum an-
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zutreffen ist. Der Staat überträgt den priva-
ten Betrieben und deren zentraler Interes-
senorganisation, den Kammern, weitgehend
Organisation und Kontrolle über die beruf-
liche Qualifizierung der Mehrheit seiner Bür-
ger, dies indes unter gesetzlich fixierten
Bedingungen, in deren Rahmen diese ge-
sellschaftspolitisch ungemein wichtige Auf-
gabe zu leisten ist (vgl. GREINERT 1998).

Die Abmachung sieht für beide Vertrags-
partner bindende Pflichten vor: für die pri-
vaten Betriebe und ihre gesellschaftlichen
Interessenvertreter die Verpflichtung, „daß
grundsätzlich alle ausbildungswilligen Ju-
gendlichen die Chance erhalten, einen Aus-
bildungsplatz zu bekommen. Das gilt auch
dann, wenn das freie Spiel der Kräfte zur
Erfüllung der übernommenen Aufgaben
nicht mehr ausreichen sollte“, so das Bun-
desverfassungsgericht in seinem Grund-
satzurteil vom 10.12.1980. Die unausge-
sprochene Verpflichtung des anderen Ver-
tragspartners, des Staates bzw. der jeweili-
gen Regierung, darf jedoch nicht unter-
schlagen werden. Sie besteht ohne Zweifel
in der Aufgabe, die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen der beruflichen Bildung den
sich stetig wandelnden technischen und
sozio-ökonomischen Verhältnissen anzu-
passen. Diese Verpflichtungen der beiden
Partner immer wieder öffentlichkeitswirksam
im Interesse der Arbeitnehmer einzuklagen,
dies gehört zweifellos zu den zentralen Auf-
gaben der Gewerkschaften.

Welches sind nun die entscheidenden
Krisensymptome unter der Perspektive der
aufgezeigten grundlegenden Organisations-
struktur des Dualen Systems? Analysiert
man die veröffentlichte Expertenmeinung,
so läßt sich ein langer Katalog von aktuel-
len Schwierigkeiten  auflisten. Als wirklich
zentrale Strukturprobleme der Berufsbildung
in Deutschland, d.h. dysfunktionale Ten-
denzen systemsprengenden Charakters, –
hier schließe ich mich der Meinung des
Göttinger Kollegen M. BAETHGE an – kön-
nen die folgenden drei gelten:

(1.) Der spätestens seit Beginn der 90er
Jahre unverkennbare dauerhafte Abbau von
Ausbildungskapazitäten in den Betrieben;

(2.) der offenbare Modernitätsrückstand der

beruflichen Schulen, insbesondere der
Pflicht-Berufsschule; und

(3.) die weitgehend gescheiterte Implemen-
tation des dualen Ausbildungsmodells in
den neuen Bundesländern (vgl. Baethge
2003).

Nachdem das Duale System der Berufs-
ausbildung in der Konjunkturkrise der sieb-
ziger und achtziger Jahre eine historisch
einmalige Expansion des Ausbildungs-
platzangebotes verzeichnen konnte, sank
seit 1984 das Angebot kontinuierlich bis
Mitte der neunziger Jahre. In den letzten
Jahren hat es sich mit geringen Korrektu-
ren nach oben und unten auf einem Niveau
eingependelt, das seit 1993 der erwartba-
ren Nachfrage nicht mehr entspricht. Kenn-
zeichen der gegenwärtigen Krise ist, daß
im Gegensatz zu früheren konjunkturbeding-
ten Einbrüchen, alle Ausbildungsbereiche
seit Anfang der neunziger Jahre gleicher-
maßen Ausbildungskapazitäten abbauen.
Lediglich schulische Berufsbildungsgänge
weiten ihre Kapazität aus.

Unterscheidet man nach Branchen und
Berufsbereichen, so ist auffällig, daß so-
wohl in prosperierenden und beschäfti-
gungsstabilen Bereichen zum Teil dramati-
sche Rückläufigkeiten im Angebot festzu-
stellen sind (beispielsweise im Kreditgewer-
be) als auch in Beschäftigung abbauenden
Bereichen (zum Beispiel in der Güter pro-
duzierenden Industrie). Das Gleiche gilt für
zukunftsorientierte Berufe – wie die indu-
striellen Metall- und Elektroberufe – wie für
eher traditionelle Berufe (beispielsweise
Bäcker oder Friseur). Der Verlust des
Ausbildungsplatzbestandes erreicht hier in-
nerhalb eines Jahrzehnts (1987 – 1997) bis
zu über 60 Prozent. Da weder konjunkturel-
le, branchen- oder berufsspezifische Ursa-
chen für diese Verläufe des Ausbildungs-
marktes Erklärungen anbieten können, muß
man logischerweise strukturelle Verände-
rungen als Ursache vermuten.

Das Dilemma der Berufsschule besteht
heute ohne Zweifel darin, daß sowohl ihr
traditioneller Bildungsauftrag wie ihre tradi-
tionelle Zielgruppe ihr infolge des sozio-
ökonomischen Wandels abhanden gekom-
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men sind, daß sich aber an der äußeren
wie inneren Organisation dieser Schule bis-
lang nichts Wesentliches verändert hat. Die
tradierte Aufgabenverteilung zwischen Be-
trieb und Schule – hier Vermittlung berufli-
cher Praxis, dort Vermittlung der entspre-
chenden Theorie – hat sich durch den Ein-
bruch moderner Technologie und verän-
derter Arbeitsorganisation verflüchtigt, die
Schülerschaft der Berufsschule besteht heu-
te zu etwa 60 Prozent aus jugendlichen
Erwachsenen mit mittleren und höheren
Schulabschlüssen, deren spezielle Bil-
dungsbedürfnisse durch das traditionelle Be-
rufsschulprogramm schlicht ignoriert wer-
den.

Die Hoffnung auf eine problemlose Über-
tragung des westdeutschen Ausbil-
dungsmodells auf die neuen Bundesländer
ist nach mehr als zehn Jahren beispielloser
Milliardensubventionierung einer eher skep-
tischen Beurteilung dieses Vorhabens ge-
wichen. Der Transformationsversuch hat
bislang vor allem zu einem extremen Miß-
verhältnis zwischen der Nachfrage nach
Ausbildungsplätzen und dem nur unter
schwierigen ökonomischen Bedingungen
realisierbaren Angebot geführt. Im Rahmen
dieses Vortrags können die Ursachen die-
ser Fehlentwicklung nicht analysiert wer-
den, dafür nenne ich einige aufschlußreiche
Zahlen: bis heute stellen die Unternehmen
der neuen Länder lediglich etwa 60 Prozent
des Angebots an Ausbildungsstellen, dies
jedoch zum großen Teil nur mit Hilfe massi-
ver staatlicher Unterstützung. Etwa 40 Pro-
zent der Stellen werden komplett von der
öffentlichen Hand finanziert, so daß insge-
samt 70 bis 80 Prozent der Ausbildungs-
plätze in den neuen Ländern irgendwie
steuersubventioniert sind.

Schon diese wenigen Zahlen zeigen, daß
in den neuen Bundesländern bislang nicht
nur ein defizitäres – möglicherweise auch
in Zukunft nicht richtig funktionsfähiges –
Modell dualer Berufsausbildung installiert
werden konnte, sie verdeutlichen ebenso
eine nur schwer kalkulierbare Hypothek für
die weitere wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung in den neuen Ländern.

3. Die Frage nach den Ursachen der
Krise

Nun läßt sich natürlich nicht behaupten,
daß die Verantwortlichen in Politik und Ge-
sellschaft gegenüber diesen Fehlentwick-
lungen untätig geblieben wären. Nach ei-
ner vom Bundesinstitut für Berufsbildung
durchgeführten Untersuchung hat die öf-
fentliche Hand – Bund, Länder und die Bun-
desanstalt für Arbeit – im Jahre 2000 für die
berufliche Erstausbildung etwa 11 Mrd. Euro
aufgebracht, die Nettokosten der Unterneh-
men für die betriebliche Berufsausbildung
betrugen dazu im Vergleich rund 14,66 Mrd.
(BWP 2/ 2003). Doch diese hohen Auf-
wendungen aus Steuermitteln entlasten den
betrieblichen Ausbildungsmarkt mittelfristig
nur unwesentlich. Aufgrund der fehlenden
Anerkennung schulischer und sonstiger au-
ßerbetrieblicher Berufsausbildung reihen
sich zahlreiche Jugendliche nach Besuch
der sog. „Maßnahmen“ in die Warteschlan-
ge für einen betrieblichen Ausbildungsplatz
ein. Das Durchschnittsalter der Ausbildungs-
anfänger hat sich inzwischen, wohl nicht
zuletzt aufgrund dieser Sachlage, kräftig
erhöht.

Die Reformbemühungen in Bezug auf
das Duale System konzentrierten sich in
den 90er Jahren weitgehend auf die Defini-
tion neuer moderner Ausbildungsberufe und
die Überarbeitung alter Fassungen. Die Bi-
lanz kann sowohl unter quantitativem wie
qualitativem Gesichtspunkt überzeugen: in
den letzten sechs Jahren wurden 54 – in-
zwischen stark nachgefragte – neue Ausbil-
dungsberufe geschaffen und über 140 den
veränderten Qualifikationsbedingungen an-
gepaßt. Dabei kamen bei den neuen Beru-
fen – z.B. den IT-Berufen oder dem Mecha-
troniker – erstmals neue didaktische Ge-
staltungsprinzipien zur Anwendung, die auf
eine Verbindung von curricular verbindlich
definierten Basis- oder Kernqualifikationen
(etwa 50 Prozent) mit einer nach branchen-
bzw. beriebsspezifisch offen gehaltenen
Fachausbildung abzielten. Die Auswahl der
Kernkompetenzen orientierte sich nicht wie
bisher an festen Berufsbildern sondern an
der Logik dynamischer Geschäftsprozes-
se.
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Auch im Hinblick auf die Berufsschule
war man nicht untätig: die KMK hat mit dem
sog. „Lernfeldkonzept“ eine didaktische
Umorientierung der Berufsschule eingelei-
tet; die Diskussion um eine funktionale Neu-
definition dieser Schule in Richtung „regio-
nales Kompetenzzentrum als Partner in Bil-
dungsnetzwerken“ hat inzwischen zu er-
sten Realisierungsschritten in einigen Bun-
desländern geführt (vgl. Berufsbildung 78/
2002).

So begrüßenswert diese Initiativen und
Aktivitäten auch sind, sie ordnen sich nahe-
zu wie selbstverständlich einer sehr einsei-
tigen Sichtweise unter: sie thematisieren –
wie übrigens die meisten kritischen Infrage-
stellungen des Dualen Systems auch – le-
diglich die funktionalen Beziehungen des
Systems der beruflichen Bildung zum Be-
schäftigungssystem und vernachlässigen
fast völlig die ebenso wichtigen Beziehun-
gen des Berufsbildungssystems zum
Gesamtbildungssystem. Daß diese einge-
schränkte Wahrnehmung zu offenkundigen
Fehleinschätzungen und illusionären Erwar-
tungen führt, dies läßt sich vor allem an der
reichlich abgehobenen Diskussion um die
Zukunft der Berufsschule zeigen. Es ge-
nügt in diesem Zusammenhang, eine einzi-
ge Frage zu stellen: wie soll eine Schule,
die ihren traditionell begrenzten qualifikato-
rischen Auftrag mangels klarer Aufgaben-
erteilung und unzureichender personeller
und materieller Ausstattung eigentlich nie
in angemessener Weise wahrnehmen konn-
te, wie soll diese von der offiziellen Bil-
dungspolitik stets vernachlässigte Schule
nun plötzlich in die Rolle eines regionalen
Innovations- und Kompetenzzentrums
hineinwachsen? Hier werden u.E. realitäts-
ferne Erwartungen genährt. -

Die nicht eindeutig klärbaren Bewegun-
gen auf dem Ausbildungsstellenmarkt so-
wie die illusionären bis dysfunktionalen Vor-
stellungen und Maßnahmen zur Stabilisie-
rung des Dualen Systems legen es nahe,
nach den objektiv belegbaren Ursachen der
Strukturkrise zu forschen. Als hilfreich er-
weist sich dabei der Blick auf Forschungs-
ergebnisse einschlägiger Sozialwissen-
schaften unter der Perspektive: welche zen-
tralen Tendenzen der aktuellen Entwick-

lung von Wirtschaftsstrukturen, Arbeitsge-
staltung und Bildungsorganisation (!), die
das System dualer Berufsausbildung nach
deutschem Muster in Frage stellen, lassen
sich aufzeigen?

(1.) Das Duale System der Berufsausbil-
dung in der Bundesrepublik ist traditionell
ein produktionsorientiertes, auf den Indu-
strialismus bezogenes Ausbildungsmodell.
Die Dienstleistungsberufe galten in diesem
Ausbildungssystem stets als Restkatego-
rie, selbst als sie schon die Mehrheit der
Beschäftigungsverhältnisse repräsentierten.
Die sog. Dienstleistungsökonomie vereinigt
eine Vielfalt von Tätigkeitstypen, die – an-
ders als die Produktionsberufe – kaum un-
ter einem einheitlichen Kriterium zu subsu-
mieren sind. Daher wurden diese heteroge-
nen Berufe im Dualen System vorzugswei-
se als Fremdkörper betrachtet. Der gegen-
wärtige beschleunigte wirtschaftliche Struk-
turwandel in Richtung Dienstleistungssek-
tor verwandelt dieses Manko nun zu einer
zentralen Schwäche unseres Ausbildungs-
systems. Dazu einige Zahlen: bezogen auf
die tatsächlich ausgeübten Tätigkeiten –
nicht auf den Wirtschaftssektor, dem das
Beschäftigungsverhältnis zuzuordnen ist –
sind heute in der Bundesrepublik etwa 75
Prozent der Beschäftigten mit Dienstleistun-
gen im weitesten Sinne befaßt, jedoch nur
50 Prozent eines Jahrganges werden in
entsprechenden Berufen gezielt ausgebil-
det, und nur 25 Prozent unserer staatlich
anerkannten Ausbildungsberufe sind dem
Dienstleistungssektor überhaupt zuzuord-
nen (vgl. DOSTAL 2001).

Der Umbau der Struktur der Ausbildungs-
berufe in Richtung Dienstleistungsökonomie
hat zwar vor einigen Jahren begonnen, min-
destens zehn Jahre der Entwicklung wur-
den jedoch von den Verantwortlichen ein-
fach verschlafen. Der immer noch vorhan-
dene Modernitätsrückstand läßt sich klar
beziffern: bei den modernen Berufen – ex-
plizit bei den sog. IT-Berufen – übersteigt
die Bewerbernachfrage das Angebot rund
um das Doppelte (vgl. Berufsbildungsbe-
richt 2002, S. 29),u.E. ein Zeichen dafür,
daß die Einrichtung entsprechender Ausbil-
dungsberufe viel zu spät erfolgte.
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(2.) Für die 90er Jahre registriert die indu-
striesoziologische Forschung eine verstärkte
Einführung neuer betrieblicher Regulie-
rungsformen. Diese können mit Bezeich-
nungen wie „schlanke Produktion“, d.h. kon-
sequente Anwendung von Marktprinzipien
innerhalb der Betriebe, „neues Kostenma-
nagement“ oder „global sourcing“ gekenn-
zeichnet werden. Derartige Rationalisie-
rungsmaßnahmen führen u.a. zur Auflösung
der traditionellen Fachabteilungen in den
Betrieben zugunsten flexibler multifunktio-
naler Einheiten, zum anderen zur verschärf-
ten Kostensteuerung aller betrieblichen Ab-
läufe (vgl. BAETHGE/HAASE 1999). Diese vor-
rangig an Geschäftsprozessen orientierte
Betriebs- und Arbeitsorganisation hat er-
hebliche Auswirkungen auf die berufliche
Facharbeit und damit auch auf die Ausbil-
dung. Neue Qualifikationsprofile gewinnen
an Bedeutung, die auch die Rekrutierung
sowie die Aus- und Weiterbildungsstrate-
gien, besonders in Mittel- und Großbetrie-
ben, verändern.

Der generelle Trend bei den Berufspro-
filen in der Entwicklung zur Informations-
bzw. Wissensgesellschaft wird verbreitet als
Wandel von erfahrungs- zu wissensbasier-
ten Qualifikationen beschrieben. Industrie-
soziologische Untersuchungen zeigen, daß
insbesondere unter der Bedingung be-
schleunigter Innovation heute Betriebe dazu
neigen, auf Aufstiegspositionen vorzugswei-
se Hoch- und Fachhochschulabsolventen
zu beschäftigen, die über entwickelte
theoretische und analytische Fähigkeiten
verfügen. Die Aufstiegsmöglichkeiten in die-
se Positionen über Berufs- und Weiterbil-
dung, bislang ein wichtiges Kennzeichen
deutscher Betriebsorganisation, schwinden
in zunehmendem Maße.

Die ausgreifenden Rationalisierungspro-
zesse in der Industrie, indes auch in wichti-
gen Dienstleistungsfeldern haben im letz-
ten Jahrzehnt den Bedarf an qualifizierten
Fachkräften generell reduziert. Aber auch
bei den primären Dienstleistern (z.B. im Han-
del) und im Bereich des Reparaturhand-
werks (wie KFZ-, Radio- und Fernsehtech-
nik) geht der Bedarf an komplex ausgebil-
deten Fachkräften aufgrund technologischer
Innovationen zurück. Dazu haben ge-

steigerte allgemeine Kompetenzen und stär-
kere Kundenorientierung vermutlich dazu
geführt, daß nun auch zahlreiche Hand-
werksbetriebe aus der Berufsausbildung
aussteigen, da sie entweder die Vorausset-
zungen einer modernen Qualifizierung nicht
mehr erfüllen können oder weil ihnen die
Ausbildung zu teuer geworden ist. Hinzu
kommt die abnehmende Anwesenheit der
Auszubildenden im Betrieb sowie die
Schwierigkeit, überhaupt noch geeignete
Bewerber zu finden, letzteres indes wohl
eher eine Folge der deutschen Schulmise-
re.

(3.) Als nach 1986 die geburtenschwachen
Jahrgänge mit ständig sinkender Kohorten-
stärke die Nachfrage nach Stellen im Dua-
len System sinken ließen, fürchteten auf-
merksame Beobachter angesichts der par-
allel steigenden Studierquoten schon da-
mals um den weiteren Bestand unseres
Berufsausbildungssystems. Nur vier Jahre
später (1990) überschritt die Zahl der Stu-
dierenden an deutschen Hochschulen erst-
mals die Zahl der Auszubildenden (vgl.
Berufsbildungsbericht 1994, S. 23): die sog.
„meritokratische Trendwende“ hatte auch
das deutsche Bildungswesen erreicht. Die-
se international feststellbare Entwicklung
besagt, daß die Bildungsexpansion auf der
Sekundarschulebene II die Zuweisung be-
ruflicher Positionen und der gesellschaftli-
chen Stellung zunehmend von den Ab-
schlüssen und Zeugnissen der allgemei-
nen Schulen und immer weniger vom Nach-
weis beruflicher Fachkompetenz abhängig
werden läßt, mit dem Effekt, daß die beruf-
lichen Bildungsgänge unterhalb der Hoch-
schulebene im Konkurrenzkampf um höhe-
re Bildungsabschlüsse unterliegen und zu
wenig angesehenen Restveranstaltungen
für die Verlierer im Bildungswettlauf wer-
den.

Dieser in nahezu allen nationalen Bil-
dungssystemen nachweisbare Trend hat
sich bislang in der Bundesrepublik nicht
feststellen lassen; das Duale System hat
im Gegenteil die steigende Anzahl höherer
Schulabschlüsse absorbiert. Heute können
über 15 Prozent der Auszubildenden eine
Hochschulreife vorweisen, gut über ein Drit-
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tel verfügen über einen Realschulabschluß,
und nur noch etwa 30 Prozent sind Haupt-
schulabsolventen. Doch diese Absorption
höherer Schulabschlüsse hat ihren Preis:
sie hat zu einer erheblichen Differenzierung
der systeminternen Strukturen geführt, ei-
nem Verdrängungswettbewerb unter den
Ausbildungsbewerbern, der die attraktive-
ren Ausbildungsplätze nahezu automatisch
den schon Erfolgreichen, d.h. den schu-
lisch höher Qualifizierten zuweist.

Die Folgerungen, die aus dieser Sachla-
ge gezogen werden können, sind eindeutig:
gelingt es nicht, die Attraktivität der dualen
Berufsausbildung insgesamt so zu steigern,
daß sie für Jugendliche mit höheren Schul-
abschlüssen auf Dauer interessant bzw.
karriererelevant bleibt, wird sich nach dem
Rückgang der demographisch bedingten
Übernachfrage nach Ausbildungsplätzen,
also etwa nach dem Jahre 2007, der „meri-
tokratische Zirkel“ im bislang verschont
gebliebenen deutschen Bildungssystem
vermutlich doch noch schließen.

4. Die Frage nach den systemlogischen
Parametern des notwendigen
Transformationsprozesses

Versuchen wir nun, aufgrund der vorgefun-
denen Krisenphänomene – Symptome und
Ursachen – den Kern der Strukturkrise des
Dualen Systems freizulegen, so kommen
wir zu dem Ergebnis, daß zumindest drei
seiner traditionellen Regelungsmechanis-
men nicht mehr richtig funktionieren, näm-
lich
– der Rekrutierungsmechanismus des Sy-

stems,
– der Finanzierungsmechanismus, und
– der Lernortmechanismus des Systems.

Wenn, wie wir aufgezeigt haben, (1.) vor
allem innovative Betriebe heute schon lie-
ber auf Arbeitskräfte zurückgreifen, die ihre
theoretischen und analytischen Fähigkei-
ten i.d.R. außerhalb des Dualen Systems
erworben haben, wenn (2.) die Aufstiegs-
möglichkeiten über den Facharbeiterberuf
zum Technischen Angestellten schwinden,
wenn (3.) die für eine moderne Berufsaus-

bildung geeigneten Schulabgänger sich in
zunehmendem Maße andere Qualifikations-
wege als die duale Ausbildung suchen und
nur noch die Verlierer im Bildungswettbe-
werb als Bewerber für Ausbildungsplätze
auftreten, dann ist der Rekrutierungsme-
chanismus des Systems massiv in Frage
gestellt.

Wenn, wie wir nachgewiesen haben, (1.)
die öffentliche Hand heute fast ebenso viel
Mittel aufwenden muß, um die berufliche
Erstausbildung in unserem Land zu stabili-
sieren, wenn (2.) dieser enorme Aufwand
sich aufgrund fehlender oder verfehlter
Rechtsvorschriften als weitgehend dysfunk-
tional erweist, und wenn (3.) für weite re-
gionale Bereiche des Systems – die neuen
Bundesländer – kaum Hoffnung besteht,
daß in absehbarer Zeit eine systemange-
messene Finanzierung der betrieblichen
Ausbildung erfolgen kann, dann ist ohne
Zweifel der Finanzierungsmechanismus des
Systems in Frage gestellt.

Wenn, wie wir dargelegt haben, für den
zweiten Lernort des Systems – die Pflicht-
Berufsschule – kaum eine glaubwürdige
Reformperspektive besteht, wenn (2.) der
allgemeine Qualifikationswandel in zuneh-
mendem Maße in Richtung wissensbasier-
ter statt erfahrungsorientierter Fähigkeiten
zeigt, und wenn (3.) die allgemeine Bildungs-
entwicklung aufgrund der Vermassungs-
tendenzen im Bildungswesen meritokrati-
sche Strukturen begünstigt, dann ist der
Lernortmechanismus des Systems, der ei-
gentlich nie so richtig funktioniert hat, nun
ernsthaft in Frage gestellt.

Die Kombination dieser drei Störungs-
felder beeinträchtigt nun allerdings auch –
dies erscheint nur logisch – die Legitimati-
on und das Funktionieren des zentralen
Regelungsmusters des Dualen Systems,
seine gesetzlich verankerte korporatistische
Verfassung. Die hier eigentlich zu ziehen-
den politischen Konsequenzen dürften wohl
zu massiven politischen Auseinanderset-
zungen führen.

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie
davor warnen, aus dieser sicherlich ernüch-
ternden Analyse ein Plädoyer für die Liqui-
dation des Dualen Systems bzw. für einen
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Austausch dieses Qualifizierungsmodells
durch ein anderes herauszulesen. Derarti-
ge Vorschläge gibt es natürlich, insbeson-
dere von einigen Kollegen, allerdings bin
ich von deren Aussichtslosigkeit bzw. Un-
sinnigkeit fest überzeugt. Diese Überzeu-
gung gründet sich nicht auf die Einsicht,
daß irgendwelche Interessengruppen und
Parteien die Abschaffung des Dualen Sy-
stems auf jeden Fall irgendwie verhindern
würden, sie basiert ganz einfach auf der
Erkenntnis, daß wir überhaupt keine ande-
re Wahl haben, als an den Grundzügen
unseres Ausbildungssystems weitgehend
festzuhalten.

Berufsausbildungssysteme sind keine be-
liebig austauschbaren institutionellen Arran-
gements, sie sind i.d.R. integrale Bestand-
teile nationaler Arbeitskulturen. Das heißt,
sie sind eng verwoben in die spezifischen
Strukturen nationaler Arbeitsmärkte, z.B. in
die besonderen Rekrutierungsstrategien
unterschiedlicher Betriebskulturen, sie sind
verbunden mit den Spezifika des nationa-
len Arbeitsrechts, sowie mit den varianten-
reichen Organisationsformen länderspezifi-
scher sozialer Sicherungssysteme, und sie
sind eingelassen in die jeweiligen Wert-
vorstellungen der arbeitenden Bevölkerung.
Berufsausbildungssysteme sind soziale
Handlungssysteme, d.h. sie dienen u.a. der
Regulierung vielfältiger gesellschaftlicher
Interessen, ihre Veränderung unterliegt da-
her einer beträchtlichen Beharrungsten-
denz. Was bei ihrer oft notwendigen An-
passung an die gewandelten technologi-
schen und sozio-ökonomischen Verhältnis-
se deshalb allenfalls herauskommen kann,
das ist eine traditionsvermittelte Moderne
bzw. Modernisierung (vgl. GREINERT 1999).

Wie diese in Bezug auf unser Berufsbil-
dungsgesetz aussehen könnte, dies möch-
te ich Ihnen natürlich nicht vorenthalten. Ich
sehe mich allerdings genötigt, Sie in die-
sem Zusammenhang an meine anfängli-
chen Einschränkungen zu erinnern: als
Theoretiker ist es meine Aufgabe, fremde
Praxis in Frage zu stellen. Dies habe ich in
der vergangenen dreiviertel Stunde ver-
sucht. Mir obliegt es aber auch, diese Pra-
xis mit Alternativ-Phantasie zu konfrontie-

ren, ihre Änderung zu betreiben, und zwar
gedanklich im Modell oder aber im Experi-
ment (vgl. HESSE 1982, S. 215). Die sog.
Wirklichkeit steht mir dabei zur Disposition,
d.h. ich bin beispielsweise nicht verpflich-
tet, auf die Frage der politischen Realisier-
barkeit meiner Alternativ-Vorschläge eine
Antwort zu erteilen.

Bei Berücksichtigung meiner dargeleg-
ten Kritik und der Einsicht, daß das feste
und grundlegende Strukturmuster unseres
Ausbildungssystems als Orientierung im
Auge zu behalten ist, erscheint mir eine
Transformation des Berufsbildungssektors
in Deutschland unter folgender Perspektive
als unumgänglich:

(1.) Der Artikel 1 des novellierten BBiG soll-
te folgenden Grundsatz festlegen: „Die Be-
rufsbildung ist eine gemeinsame Aufgabe
von Bund, Ländern und Organisationen der
Arbeitswelt (Sozialpartner, Berufsverbände,
andere zuständige Organisationen und An-
bieter von Berufsausbildung)“. Das Gesetz
sollte insgesamt nicht mehr als etwa 70 –
80 Artikel umfassen und nicht, wie das noch
gültige, 113 und möglichst noch mehr, wenn
man die fast unübersehbare Fülle der Än-
derungsvorschläge betrachtet.

(2.) Es sollte sich also beim neuen BBiG
um ein Rahmengesetz handeln, das die
gegenwärtige Überregulierung des Berufs-
bildungssystems nicht fortschreibt, vor al-
lem aber nicht vorzugsweise Untersagun-
gen fixiert, sondern den Akteuren der be-
ruflichen Bildung Spielraum für innovative
Ausbildungspraxis verschafft. Dieses Ge-
setz sollte daher den gesamten Berufsbil-
dungssektor regeln: die betriebliche wie
schulische Erstausbildung, die betriebliche
wie schulische berufliche Weiterbildung, die
berufliche Umschulung sowie die Berufs-
ausbildung von Lernschwachen und Behin-
derten.

(3.) Das neue BBiG sollte eine konkrete
institutionelle Regelung für die von fast al-
len Interessengruppen befürwortete Erwei-
terung der Durchlässigkeit der beruflichen
Bildung in Richtung Hochschule enthalten,
z.B. durch die Schaffung eines Berufsab-
iturs nach französischem oder schweizeri-



114 Forum

Zeitschrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 100. Band, Heft 1 (2004) – © Franz Steiner Verlag Wiesbaden GmbH, Sitz Stuttgart

schem Vorbild. Diese Neuerung könnte vor
allem den (von allen Interessengruppen
befürworteten !) „europäischen Charakter“
unseres Ausbildungssystems verstärken.
Hierzu finden sich in den Vorschlägen der
Parteien und Interessengruppen vorzugs-
weise entweder Lappalien oder Lippenbe-
kenntnisse.

(4.) Das Gesetz sollte eine Handhabe bie-
ten, die beruflichen Schulen – insbesondere
die stets vernachlässigte Berufsschule –
der Gängelung und Bevormundung der Bil-
dungsbürokratie zu entziehen. Dies wäre
beispielsweise durch die Privatisierung der
beruflichen Schulen nach dänischem Vor-
bild zu erreichen. Alle beruflichen Bildungs-
gänge sollten zudem mit einer simultanen
betrieblichen Komponente ausgestattet wer-
den, was bedeuten würde, daß die Kombi-
nation von systematischem schulischen
Lernen und situativem Lernen in der beruf-
lichen Praxis – eines der wesentlichen Stär-
ken des Dualen Systems – wenigstens für
die beruflichen Schulen universalisiert wür-
de.

(5.) Das neue BBiG sollte im Unterschied
zu dem Gesetz von 1969 eine den objekti-
ven Gegebenheiten entsprechende Finan-
zierungsregelung vor allem der beruflichen
Erstausbildung enthalten. Dabei käme es
vorzugsweise auf die verbindliche Auftei-
lung der Ausbildungskosten auf die priva-
ten Betriebe und die öffentliche Hand an.
Der Kostenausgleich zwischen ausbilden-
den und nicht ausbildenden Betrieben er-
scheint dagegen eher als nachrangig, schon
deswegen, weil eine gesetzlich verfügte
„Ausbildungsabgabe“ die Gefahr heraufbe-
schwören würde, daß durch diesen der Aus-
bildungstradition des „deutschen Systems“
der Berufsausbildung zuwiderlaufenden
Zwang eher eine weitere Destabilisierung
der betrieblichen Ausbildungskomponente
eintreten könnte.

Die generelle Tendenz dieser fünf Kern-
punkte einer Berufsbildungsreform zielt ganz
offensichtlich – das wird Ihnen nicht ent-
gangen sein – auf die gesetzliche Legiti-
mierung dessen, was sich – meine Analyse
kann dies m.E. ausreichend belegen – in

der Praxis des beruflichen Bildungssektors
bereits seit einiger Zeit ganz selbstverständ-
lich vollzieht: die Expansion der schulischen
bzw. außerbetrieblichen Bildung zu Lasten
der dual organisierten Ausbildung, eine Ent-
wicklung, die in anderen europäischen Staa-
ten mit „dualen Teilsystemen“ – wie Hol-
land, Dänemark oder die Schweiz – seit
Jahren nicht anders verläuft. Anders als
dort, stellt sich in der Bundesrepublik aller-
dings die drängende Frage, wer für die wei-
tere Entwicklung dieser neuen Sparte von
Berufsbildung verantwortlich sein soll. Wie
bisher die staatliche Bildungsbürokratie?
Oder lassen sich nicht doch neue Formen
„dualer Verantwortung“ finden? Jedenfalls
erweist sich die von den Arbeitgeberver-
bänden mit größtem Nachdruck vorgetra-
gene Forderung, durch das neue Gesetz
die Anerkennung jeglicher außerbetrieb-
licher Berufsausbildung zu versagen (also
auch die Ausbildungsleistungen des um-
fangreich realisierten BGJ), unter der von
mir dargelegten Perspektive als ausgespro-
chen realitätsfern.

Meine Damen und Herren, kommen wir zum
Schluß. Auf Ihren unausgesprochenen Ein-
wand, daß meine Vorstellungen zur not-
wendigen Berufsbildungsreform bzw. zur
vorgesehenen Novellierung des Berufsbil-
dungsgesetzes schlicht utopisch, und da-
her als Richtschnur politischen Handelns
absolut unbrauchbar seien, bin ich natür-
lich gefaßt sowie auch entsprechend vor-
bereitet, und zwar durch den schlichten Hin-
weis, daß ich bei der Formulierung der von
mir vorgestellten Kernpunkte zum großen
Teil ganz einfach von dem am 13. Dezem-
ber 2002 verabschiedeten schweizerischen
„Bundesgesetz über die Berufsbildung“ ab-
geschrieben habe. Dieser nicht abzuleug-
nende Einbruch der Realität in meine Vor-
stellungen berechtigt nun aber mich, den
scheinbaren Phantasten, an Sie, die ge-
standenen Realisten, die letzte und letztlich
entscheidende Frage zu stellen! Wie läßt
es sich erklären, meine verehrten Zuhörer,
daß es Ländern wie der Schweiz, Holland
oder Dänemark gelingt, eine Reform ihres
Berufsbildungssystems erfolgreich in Gang
zu setzen, Vorhaben, die wirklich diese Be-
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zeichnung verdienen, und warum erscheint
in dieser gottverlassenen Republik ein der-
artiges Projekt prima vista als völlig unreali-
stisch?
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